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die Ausnahmeregelung (und der damit verbun-
dene Vergütungsanspruch) durch eine vertragli-
che Regelung umgangen wurden - Denn wurde 
der Inhalt aufgrund eines Vertrags (z.B. einer Li-
zenz) zugänglich gemacht, so konnte eine Rege-
lung des Vertrags dem Nutzer einfach verbieten, 
das Werk in der gern. § 52a UrhG gestatteten 
Weise zu nutzen. Dies hatte zur Folge, dass den 
Wissenschaftlern alle Vorteile der Schrankenre-
gelung wieder verloren gingen.

Im Jahr 2017 entschied sich der deutsche Gesetz-
geber zu handeln: Das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz erarbeitete ei-
nen Entwurf für das sog. Urheberrechts-Wissens- 
gesellschafts-Gesetz, das letztlich - nach einem 
bemerkenswert kurzen Gesetzgebungsprozess - 
vom Bundestag verabschiedet wurde. Ab März 
2018 wird der alte § 52a UrhG (und weitere Nor-
men, die urheberrechtliche Nutzung von Werken 
in der Forschung, Archiven und Bibliotheken zum 
Gegenstand hatten) durch die neuen §§ 60a-60h 
UrhG ergänzt. Dies gilt zunächst für einen Zeit-
raum von 5 Jahren. Danach muss der Gesetzgeber 
entscheiden, ob er die Gültigkeit explizit verlän-
gert oder durch andere Regelungen ersetzt (was 
nicht völlig unwahrscheinlich ist, wenn eine neue 
EU-Richtlinie für den digitalen Binnenmarkt er-
lassen wird).

Von besonderem Interesse für die Digital Huma-
nities sind dabei § 60c und § 60d UrhG.

§ 60c UrhG erlaubt nun ausdrücklich die Ver-
vielfältigung, die Verbreitung und die öffentliche 
Zugänglichmachung von bis zu 15 % eines Wer-
kes zum Zwecke der nicht-kommerziellen wis-
senschaftlichen Forschung (also nicht wie die 
bisherige Rechtsprechung 25 %). Die Regelung be-
inhaltet also keine Seitenanzahl mehr, wodurch 
sie dem digitalen Zeitalter angepasst wird. Für die 
eigene wissenschaftliche Forschung (also ohne 
Veröffentlichung) dürfen sogar bis zu 75 Prozent 
eines Werkes vervielfältigt werden.

Unabhängig von diesen Regelungen dürfen Ab-
bildungen, einzelne Beiträge aus Zeitungen oder 
Zeitschriften, sonstige Werke geringen Umfangs 
und vergriffene Werke vollständig genutzt wer-
den.

§ 60d UrhG erlaubt das Data Mining für nicht-
kommerzielle Forschungszwecke (die Beschrän-
kung “nicht kommerziell” stammt dabei aus der 
zugrundeliegenden Richtlinie und darf daher 
vom nationalen Gesetzgeber nicht übergangen 
werden - sonst liegt ein Verstoß gegen EU-Recht 
vor!): Ursprungsmaterial darf also auch auto-
matisiert und systematisch vervielfältigt werden, 
um daraus insbesondere durch Normalisierung, 
Strukturierung und Kategorisierung ein auszu-
wertendes Korpus zu erstellen und dieses einem 
bestimmt abgegrenzten Kreis von Personen (ver-

mutlich den Mitgliedern des eigenen Forschungs-
team) für die gemeinsame wissenschaftliche For-
schung zur Verfügung zu stellen. Nach Abschluss 
des Forschungsprojekts ist das gesamte Korpus zu 
löschen oder einem Archiv oder eine Bibliothek 
zur dauerhaften Aufbewahrung zu übermitteln. 
Diese Ausnahmeregelung betrifft nicht nur urhe-
berrechtlich geschützte Werke, sondern erfasst 
auch Werke, die durch das sui-generis-Recht für 
Datenbanken geschützt sind: Obwohl die Richtli-
nie 96/9/EG keine Schrankenregelung für die Wei-
terverwendung zu Forschungszwecken vorsieht, 
fand der nationale Gesetzgeber einen geschickten 
Weg, diese Einschränkung zu umgehen.

Anzumerken ist, dass die neuen Schrankenre-
gelungen nicht mehr durch vertragliche Regelun-
gen umgangen werden können, d.h. auf Verein-
barungen, die erlaubte Nutzungen nach den §§ 
60a bis 60f UrhG zum Nachteil der Nutzungsbe-
rechtigten beschränken oder untersagen, kann 
sich der Rechteinhaber nicht berufen (vgl. § 60g 
UrhG). Allerdings sind die Nutzungen zu vergü-
ten; dieser Anspruch kann erneut nur durch die 
Verwertungsgesellschaften geltend gemacht wer-
den. Auch die angemessene Höhe dieser Vergü-
tung wird wahrscheinlich Gegenstand langer Ver-
handlungen werden, die Preisfestsetzung wird 
jedenfalls eine abschreckende Wirkung haben. 
Beispielsweise setzte eine Vereinbarung zwischen 
den Bibliotheken und den Verwertungsgesell-
schaften im Jahr 2006 die Vergütung für die Di-
gitalisierung und öffentliche Zugänglichmachung 
von Büchern fest auf 120 % des Nettopreises des 
Buches.

Die neuen Schrankenregelungen sind jedenfalls 
ein entscheidender Schritt in die richtige Rich-
tung. Es ist wichtig, die DH-Gemeinschaft über 
diese aktuellen Entwicklungen zu informieren. 
Um allerdings das volle Potenzial des Data Mi-
ning in der EU zur Entfaltung zu bringen, ist der 
EU-Gesetzgeber gefragt. Tatsächlich gab es Ende 
2016 einen Vorschlag für eine neue Richtlinie für 
den digitalen Binnenmarkt, die eine verbindliche 
Schrankenregelung für das Data Mining öffentli-
cher Forschungseinrichtungen (wie z.B: Universi-
täten) vorsieht, auch zu kommerziellen Zwecken. 
Derselbe Richtlinienvorschlag enthält auch einige 
vernünftige Einschränkungen für den Zugang zu 
Material - insbesondere verpflichtet er die Lizenz-
nehmer zur regelmäßigen Information des Li-
zenzgebers über die Nutzung ihrer Werke. Aller-
dings muss auch er zunächst vom EU-Gesetzgeber 
vollständig ausgearbeitet und verabschiedet und 
anschließend von den Mitgliedsstaaten umgesetzt 
werden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist eine Vorher-
sage darüber, wie die finale Version der Richtlinie 
aussehen wird, absolut nicht möglich. Allerdings
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